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An die Vorsitzende des Sozial-  
und Integrationspolitischen Ausschusses 
Frau Claudia Ravensburg  
Hessischer Landtag 
Schlossplatz 1-3 
65183 Wiesbaden 
 

12. Oktober 2018 
 

 

 

Gesetzentwurf der Fraktionen CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
für ein Zweites Gesetz zur Änderung des Hessischen Behindertengleich-
stellungsgesetzes 
-Drucksache 19/6675 - vom 11.09.2018  
 
 
Sehr geehrte Frau Ravensburg, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die Liga der Freien Wohlfahrtspflege in Hessen e. V. bedankt sich für die Möglich-
keit zur Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Fraktionen CDU und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN für ein Gesetz zur Änderung des Hessischen Behindertengleich-
stellungsgesetzes.  
Gleichzeitig nehmen wir mit großem Bedauern zur Kenntnis, dass eine mündliche 
Anhörung nicht vorgesehen ist. Dies ist vor dem Hintergrund der enormen Bedeu-
tung des Gesetzes für die Menschen mit Behinderungen nicht verständlich. Dies vor 
allem deswegen, weil das HessBGG das Verhältnis zwischen den Bürgerinnen und 
den Bürgern einerseits und dem Staat andererseits im Sinne der UN-BRK präzisie-
ren soll, indem es den Verwaltungsbehörden im Land Hessen klare Handlungsleitli-
nien vorgibt. 
 
Im Einzelnen nimmt die Liga der Freien Wohlfahrtspflege in Hessen e. V. wie folgt 
Stellung:  
 
Zu § 1 
 
Erneut begrüßen wir, wie bereits in unseren Stellungnahmen vom 25.10.2013 und 
26.10.2015, die Anpassung des Gesetzesziels an die UN-Behindertenkonvention 
und hoffen, dass die Möglichkeit der vollen, wirksamen und gleichberechtigten Teil-
habe der Menschen mit Behinderungen rechtlich nun auch im Hessischen Behin-
derten-Gleichstellungsgesetz verankert wird. Erfreulich wäre, wenn die Regelung 
diesmal auch tatsächlich in den Gesetzestext Eingang fände. 
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Zu § 3 Abs.1  
 
Zu begrüßen ist, dass die Definition der Barrierefreiheit um den Begriff der Auffind-
barkeit erweitert worden ist. Es muss aber auch sichergestellt sein, dass diese Defi-
nition einheitlich in allen Regelungsbereichen des hessischen Verwaltungshandelns 
Eingang findet und als Grundlage anerkannt wird.  
 
Zu § 4  
 
Aus Sicht der Liga der Freien Wohlfahrtspflege in Hessen e. V. stellt § 4 als Le-
galdefinition des Begriffs „Benachteiligung“ einen enorm wichtigen Regelungsge-
genstand dar. Deshalb fordert die Liga der Freien Wohlfahrtspflege in Hessen e. V. 
an dieser Stelle eine Ergänzung um einen weiteren Absatz zur Beweislast entspre-
chend § 22 AGG, um die sensible Position der Menschen mit Behinderungen in die-
sem Kontext zu stärken.  
 
Zu § 5 Abs. 3 
 
Die Liga der Freien Wohlfahrtspflege in Hessen e. V. fordert § 5 Abs. 3 dahinge-
hend zu ändern, dass statt einer Soll-Regelung eine Muss-Regelung gilt.  
Die Träger der öffentlichen Gewalt müssen in jedem Kontext die Belange und das 
Wohl der Kinder mit Behinderung vorrangig berücksichtigen und darauf hinwirken, 
dass sie gleichberechtigt mit Kindern und Jugendlichen ohne Behinderung ihre 
Rechte wahrnehmen können. Es muss eindeutig sein, dass, wenn es um das Wohl 
der Kinder und Jugendlichen mit Behinderung geht, das Ermessen der Verwaltung 
immer auf Null reduziert ist.  
 
Zu § 7 
 
Auch hier fordert die Liga der Freien Wohlfahrtspflege in Hessen e. V. eine Muss-
Regelung statt einer Soll-Regelung und damit ein klares Bekenntnis zu Artikel 19 
UN-BRK. 
 
Zu § 8  
 
In der Gesetzesbegründung wird unter b. angeführt, dass durch die Gesetzesände-
rung die Art der Unterstützung bei der Kommunikation nach den besonderen Kom-
munikationshilfebedürfnissen der betroffenen Personen (exemplarisch werden taub-
blinde Personen genannt) ermöglicht werden soll. Dies ist dem Gesetzestext jedoch 
nicht zu entnehmen. Vielmehr handelt es sich um eine geänderte Bezeichnung des 
betroffenen Personenkreises. Wir gehen von einem redaktionellen Versehen aus. 
Mit der Einführung des Merkzeichens „TBL“ ist die Taubblindheit als eine eigene Art 
der Behinderung nunmehr anerkannt und sollte in § 8 Abs. 3 explizit genannt wer-
den.  
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Zu § 8b Abs. 2 und § 9 Abs. 1 
 
Aus Sicht der Liga der Freien Wohlfahrtspflege in Hessen e. V: kann es keinen 
Zweifel daran geben, dass die Kommunen als Träger der öffentlichen Gewalt eben-
falls in den uneingeschränkten Geltungsbereich der UN-BRK fallen, d.h. sie haben 
in der Ausübung ihres kommunalen Selbstverwaltungsrechtes die UN-BRK unmittel-
bar anzuwenden. 
Da die kommunalen Gebietskörperschaften aufgrund des UN-BRK bereits verpflich-
tet sind, sollte dies im Gesetz auch so kommuniziert werden.  
 
Demzufolge verbieten sich Kann-Regelungen wie in § 8b Abs. 2 und § 9 Abs.1 Nr. 3 
Satz 2. Andernfalls wird es zu sehr unterschiedlichen Standards in den jeweiligen 
Kommunen kommen. Deshalb fordert die Liga der Freien Wohlfahrtspflege in Hes-
sen e. V., hier verlässliche Muss-Regelungen zu treffen. 
 
Zu § 10 
 
Generell fordert die Liga der Freien Wohlfahrtspflege in Hessen e. V. mehr Verbind-
lichkeit in den Formulierungen der Regelungen. 
 
Abs. 1: Erfreulich ist, dass Barrierefreiheit auch bei kleineren Umbauten geprüft und 
ggf. umgesetzt werden soll. Allerdings sollten bei großen Umbauten wirtschaftliche 
Belastungen keine Ausnahme mehr ermöglichen. Der Ausnahmetatbestand in § 10 
Abs. 1, Satz 4 ist viel zu offen formuliert, denn es ist nicht ersichtlich, ab wann bei 
Um- oder Erweiterungsbauten von einer unangemessenen wirtschaftlichen Belas-
tung ausgegangen werden kann.  
 
Abs. 2: Nicht ausreichend ist, dass bei Anmietung auf Barrierefreiheit lediglich ge-
achtet werden soll. Die Träger öffentlicher Gewalt sollten immer nur dann nicht bar-
rierefreie Bauten anmieten, wenn barrierefreie Bauten nicht vorhanden sind.  
 
Abs. 3: Der Bericht über Fortentwicklung der Barrierefreiheit betrifft nur die im Ei-
gentum des Landes stehenden Gebäude. Nicht die angemieteten. Um den Bericht 
nicht zu verfälschen, sollte ein Bericht über die genutzten Gebäude erfolgen.  
 
Zu § 11 
 
Die Liga der Freien Wohlfahrtspflege in Hessen e. V. fordert auch hier die Erwäh-
nung der taubblinden Menschen. Siehe diesbezüglich die Ausführungen zu § 8 Abs. 
3. 
 
Zu § 12 a 
 
Erfreulich ist die Aufnahme der leicht verständlichen Sprache. Auch hier sollte statt 
der Soll-Vorschrift eine Muss-Vorschrift geschaffen werden.  
Auch die Einschränkung in Abs. 2, dass Dokumente nur dann in einfacher und ver-
ständlicher Weise zu erläutern sind, soweit dies personell und organisatorisch mög-
lich ist, ist unzureichend und aufgrund der Verdichtung der Arbeit bei den Trägern 
der öffentlichen Gewalt, wirkungslos.  
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Auch sollten die Träger öffentlicher Gewalt verpflichtet werden Informationen in 
leichter Sprache bereitzustellen. Ansonsten bleibt zu befürchten, dass diese Rege-
lung wirkungslos bleibt.  
 
Generell fordert die Liga der Freien Wohlfahrtspflege in Hessen e. V., dass die Trä-
ger der öffentlichen Gewalt verpflichtet werden, gerade im Verwaltungsgeschehen 
alles zu tun, um den Menschen mit Behinderungen die vollständige Teilhabe am 
Verwaltungsgeschehen zu gewährleisten.  
Dies hat auch Auswirkungen auf das Ausmaß der gesetzlichen Betreuungen. Könn-
ten Menschen mit Behinderungen ihre Behördenangelegenheiten mit entsprechen-
der Unterstützung im Verwaltungsgeschehen alleine regeln, wären nicht so viele ge-
setzliche Betreuungen erforderlich. 
 
Zu § 14 Abs.1  
 
Die Liga der Freien Wohlfahrtpflege in Hessen e. V. erwartet, dass barrierefreie In-
formationstechnik von Menschen mit Behinderungen uneingeschränkt genutzt wer-
den kann. Deshalb ist aus Sicht der Liga der Freien Wohlfahrtspflege in Hessen  
e. V. der Begriff „grundsätzlich“ zu streichen, denn das impliziert Ausnahmemöglich-
keiten.  
Darüber hinaus erwartete die Liga der Freien Wohlfahrtspflege in Hessen e. V., 
dass die entsprechende Rechtsverordnung zeitnah in Kraft treten kann. Bei der Ent-
wicklung der Rechtsverordnung sollte der Inklusionsbeirat beteiligt werden.  
 
Zu §§ 16; 17  
 
Die Liga der Freien Wohlfahrtspflege in Hessen e. V. empfiehlt die Errichtung einer 
Schiedsstelle, ähnlich wie sie in § 16 BGG vorgesehen ist, um langwierige Gerichts-
verfahren zu vermeiden.  
 
Zu § 18  
 
Vor dem Hintergrund der Aufgabenstellung und der enormen Verantwortung der  
oder des Beauftragten der Hessischen Landesregierung für Menschen mit Behinde-
rungen empfiehlt die Liga der Freien Wohlfahrtspflege in Hessen e. V. dringend, 
diese Position hautamtlich zu besetzen und entsprechend personell auszustatten, 
da der Umfang dieser Tätigkeit ehrenamtlich nicht zu leisten ist.   
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Zu § 19 
 
Die Liga der Freien Wohlfahrtspflege in Hessen e. V. begrüßt die Regelung zum In-
klusionsbeirat. 
 
 
_________________________ 

Rita Henning 

Vorsitzende des Liga-Arbeitskreises  

Menschen mit Behinderungen 

 

 

 

Die Liga der Freien Wohlfahrtspflege in Hessen e. V. ist der Zusammenschluss der 

sechs hessischen Wohlfahrtsverbände. Sie vertritt die Interessen der hilfebedürftigen und 

benachteiligten Menschen gegenüber der Politik ebenso, wie die Interessen ihrer Mitglieds-

verbände. Mit ca. 7.300 Einrichtungen und Diensten sind die Mitgliedsverbände ein bedeu-

tender Faktor für die Menschen, für eine soziale Infrastruktur und für die Wirtschaft in Hes-

sen. 

Nah an den Menschen und ihren Bedürfnissen wissen die rund 113.000 beruflich Beschäf-

tigten und rund 160.000 ehrenamtlichen Mitarbeiter*innen in Pflegeinrichtungen, Behinder-

teneinrichtungen, Werkstätten, Tagesstätten, Bildungsstätten, Beratungsstellen, in den Früh-

förderstellen, ambulanten Diensten und anderen Einrichtungen um die sozialen Belange und 

die realen Rahmenbedingungen in Hessen. Diese Kenntnisse bringt die Liga in die politi-

schen Gespräche auf Landesebene und mit Verhandlungspartnern und Kostenträgern ein.  

 

 

 

 
 

mailto:info@liga-hessen.de
http://www.liga-hessen.de/

